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Über den in diesem Jahr gestarteten Neuen Wehrdienst 
soll sowohl der geplante Aufwuchs der aktiven Truppe als 
auch der der Reserve gewährleistet werden. Im Anschluss 
an den Neuen Wehrdienst mussten die Absolvent*innen 
nach bisheriger Gesetzeslage über die sogenannte Grund-
beorderung der Reserve noch einmal sechs Jahre zur Ver-
fügung stehen. Allerdings war die Teilnahme an Übungen 
freiwillig und konnte auch von Arbeitgeberseite bisher 
abgelehnt werden. Da dies aber absehbar nicht ausreichen 
dürfte, um die anvisierte Zielgröße zu erreichen, wurde 
bereits länger über eine Verlängerung der Grundbeorde-
rung und eine Abschaffung der doppelten Freiwilligkeit 
diskutiert, die nun beide Teil des neuen Reservestär-
kungsgesetzes sind, das am 1. Juli 2026 vom Kabinett 
verabschiedet wurde.1

Freiwilligkeit unter Druck

Um den immensen Personalbedarf zu decken, kommt der 
Reserve eine zentrale Bedeutung zu. Aus dem Entwurf für 
eine neue Strategie der Reserve vom April 2026 geht her-
vor, dass für das Jahr 2033 eine Zielgröße von 200.000 
Reservist*innen vorgesehen ist (aktuell sind es rund 
60.000). Außerdem soll die Reserve künftig enger in die 
aktive Truppe integriert werden. Der Entwurf spricht von 
einer „grundsätzlichen Neuaufstellung“. Man wolle künf-
tig die Bundeswehr „im gesamten Aufgabenspektrum 
verstärken“ und zwar „bis hin zum Einsatz im hochinten-
siven Gefecht“.2

Vor diesem Hintergrund wurde schon in der Unterrich-
tung des Wehrbeauftragten vom März dieses Jahres über 
Pläne für eine faktisch unbefristete Verlängerung der 
Grundbeorderung berichtet: „Die neue Beorderung soll 
dann – statt der bisher sechsjährigen Grundbeorderung – 
grundsätzlich bis zum Ende der Dienstleistungsüberwa-
chung (längstens bis zur Vollendung des 65. Lebensjah-
res) erfolgen, was zu einem weiteren Anstieg der Gesamt-
zahl der Beorderten führen dürfte.“3

Und auch die bislang gültige doppelte Freiwilligkeit 
mit dem Widerspruchsrecht zur Teilnahme an Übungen 
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer geriet zusehends unter 

Druck. Ebenfalls bereits im März meldete sich etwa Tho-
mas Röwekamp (CDU), der Vorsitzende des Verteidi-
gungsausschusses im Bundestag, folgendermaßen zu 
Wort: „Wir können uns in der aktuellen sicherheitspoliti-
schen Lage keine Reserve leisten, die nur auf freiwilliger 
Basis funktioniert. […] Wenn wir die Bundeswehr ernst-
haft stärken wollen, brauchen wir mehr Verlässlichkeit 
und Verbindlichkeit. […] Das doppelte Freiwilligkeits-
prinzip führt heute dazu, dass wir im entscheidenden Mo-
ment nicht sicher planen können. Unsere Reserve muss 
im Ernstfall schnell verfügbar und einsatzbereit sein, da-
für braucht es klare Verp�ichtungen.“4

Reservistengesetz beendet Freiwilligkeit 

Es war also keine große Überraschung, dass im neuen Re-
servestärkungsgesetz, das vom Kabinett am 1. Juli 2026 
beschlossen wurde, sowohl die bisherige zeitliche Befris-
tung wie auch die doppelte Freiwilligkeit beendet werden. 
Wurden demzufolge sechs bis zwölf Monate Wehrdienst 
geleistet, „kann eine verp�ichtende Heranziehung zu ei-
ner Reservedienstleistung bis zum Ablauf des Monats er-
folgen, in dem sie oder er 45 Jahre alt wird.“ Bei mehr als 
zwölf Monaten Neuem Wehrdienst (gilt auch für Berufs-
soldat*innen und Soldat*innen auf Zeit) „kann eine ver-
p�ichtende Heranziehung zu einer Reservedienstleistung 
bis zum Ablauf des Monats erfolgen, in dem sie oder er 65 
Jahre alt wird“.

Bei einem Dienst unter einem Jahr kann eine Verp�ich-
tung zu Reserveübungen für bis zu drei Wochen erfolgen, 
bei bis zu vier Jahren sind es vier Wochen, bei bis zu 13 
Jahren sechs Wochen und darüber bis zu zwölf Wochen. 
Um die Aufgabe der Freiwilligkeit für die Arbeitgebersei-
te zu versüßen, war ebenfalls schon länger über Pläne ei-
ner �nanziellen Kompensation berichtet worden.5 Im Re-
ferentenentwurf sind nun für Unternehmen unter 250 Be-
schäftigten pro Arbeitnehmer*in mit mehr als 30 Tagen 
Reservistendienst „pauschal 500 Euro“ vorgesehen. An-
gesichts dieser vergleichsweise überschaubaren Kompen-
sation äußerte sich Arbeitgeberpräsident Rainer Dulger 
äußerst kritisch: „Die doppelte Freiwilligkeit hat sich als 
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Zusammenfassung
Die Studie untersucht die Entwicklung der Presse- und 

Meinungsfreiheit in Deutschland, insbesondere seit der 
2022 ausgerufenen „Zeitenwende“. Sie analysiert, wie 
Medien in die Legitimation von Aufrüstung und Kriegs-
politik eingebunden werden, und zeigt, dass insbesondere 
antimilitaristische Positionen zunehmend Repressionen 
ausgesetzt sind. Neben ökonomischen Abhängigkeiten 
und strukturellen Verflechtungen zwischen Medien, Poli-
tik und Wirtschaft dokumentiert die Studie auch direkte 
staatliche Eingriffe. Ein Überblick über kritische Studien 
und Fallbeispiele belegt, dass es sich historisch nicht um 
eine neue Erscheinung handelt. Am Beispiel der aktuel-
len Sanktionierung des Journalisten Hüseyin Doğru wird 
gezeigt, wie kritische Medienschaffende unter Druck 
geraten und der Vorwurf der „Desinformation“ zur Dele-
gitimierung journalistischer Arbeit genutzt wird. Die 
Untersuchung kommt zu dem Schluss, dass sich im Zuge 
der Militarisierung eine Einschränkung der Pressefreiheit 
beobachten lässt, die zunehmend auch direkte Repressio-
nen umfasst.
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tragfähiges Modell bewährt, um die Interessen von Bun-
deswehr und Wirtschaft in Einklang zu bringen.“6

Blaues Wunder

Spiegel Online fasst die Konsequenzen des Reservisten-
gesetzes folgendermaßen zusammen: „Der damalige Bun-
desverteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU) hat-
te die Reservep�icht vor Jahren beendet, als auch die 
Wehrp�icht ausgesetzt wurde. Seitdem waren Reserve-
übungen für frühere Soldaten und Soldatinnen freiwillig. 
Sowohl sie selbst als auch die Arbeitgeber konnten ein 
Veto erheben. Dies würde bei Verabschiedung des Reser-
vestärkungsgesetzes automatisch ungültig.“7

Bis auf die Verp�ichtung zur Beantwortung des Bun-
deswehr-Fragebogens und die Musterungsp�icht für 
männliche Jugendliche ist der Neue Wehrdient bislang 
noch weitgehend freiwillig. Es darf allerdings mit Blick 

auf die Reserve bezweifelt werden, dass den meisten Ju-
gendlichen klar ist, dass es mit der Freiwilligkeit nicht 
mehr ganz so weit her ist, wenn sie sich erst einmal für 
den Wehrdienst entschieden haben.

Im Handelsblatt wird Verteidigungsminister Boris Pis-
torius mit den Worten zitiert, der Wehrdienst sei zwar frei-
willig, wer ihn aber antrete, müsse wissen, „dass dann an-
schließend für ihn eine Verp�ichtung daraus folgt, auch 
Reserveübungen durchzuführen“. Es sei zwar das Ziel, 
dass Reservedienstleistende von sinnvollen Übungen pro-
�tieren, am Ende zähle jedoch vor allem eins: „Aber für 
uns ist wichtig, das kann nicht auf Freiwilligkeit basieren. 
Deswegen wird es eine Verp�ichtung geben. […] Das ist 
der einzige Weg, um wirklich den verlässlichen, stabilen 
Aufbau einer neuen Reserve zu gewährleisten“, so Pisto-
rius. Und: „Die Arbeitgeber mögen es mir nachsehen.“8
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Reservisten beim Herrieden-Schießen in Oberdachstetten. 
Foto: Georgios Moumoulidis über Dvids.
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